
            10. Juni 2016 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

liebe Freundinnen und Freunde, 

in der vergangenen Doppelsitzungswoche waren un-

sere Gedanken bei den vielen Betroffenen der Unwet-

terkatastrophe in Bayern. Das Ausmaß der Schäden 

ist unfassbar. Ein Hoffnungsschimmer bilden die 

enorme Hilfsbereitschaft der bayerischen Bevölke-

rung und die unbürokratische Soforthilfe unserer bay-

erischen Staatsregierung. Mein Dank gilt den zahlrei-

chen Helferinnen und Helfer, den Einsatzkräften so-

wie der Bundeswehr, die vor Ort Unterstützung leis-

tet. 

In Berlin habe ich mit großem Respekt die Entschei-

dung des Bundespräsidenten Joachim Gauck, auf eine 

weitere Amtszeit zu verzichten, aufgenommen. Die 

Nachfolgedebatte sollte jetzt sachlich geführt werden 

und gerade nicht in parteipolitische Grabenkämpfe 

ausarten.  

Heute Abend heißt es Anpfiff für die Fußball-Europa-

meisterschaft in Frankreich. Ich drücke unserer deut-

schen Nationalmannschaft ganz fest die Daumen. Auf 

ein spannendes  und hoffentlich friedliches  

Turnier! 

Herzliche Grüße und ein  

schönes Wochenende! 

Ihre 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Julia Obermeier 
Mitglied des Deutschen Bundestages 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Neues aus dem Netz 

http://bit.ly/1thqLn1   

http://bit.ly/1thqLn1
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Ausbeutung von Prostituierten verhindern 
Bundestag berät über Schutzmaßnahmen

Das Prostitutionsgesetz der rot-grünen Regie-

rung aus dem Jahre 2002 ist gescheitert. Mit 

der Legalisierung ihrer Tätig-

keit sollten die Prostituierten 

vor rechtlichen Benachteili-

gungen bewahrt werden. Tat-

sächlich aber wurde Deutsch-

land zum größten Bordell Eu-

ropas. Nun hat die Koalition 

auf beharrliches Drängen der 

CDU/CSU-Bundestagsfraktion ein Gesetz zum 

Schutz von Prostituierten vorgelegt. Die Situa-

tion vieler Prostituierter hat sich seit 2002 auf-

grund der Machenschaften der organisierten 

Kriminalität und der fehlenden Kontrollmög-

lichkeiten katastrophal verschlechtert! Der 

Gesetzentwurf sieht umfassende Regelungen 

für das Prostitutionsgewerbe vor: 

Erlaubnispflicht für den Bordellbetrieb 

Bordellbetreiber bedürfen künftig eine Erlaub-

nis. Diese wird nur dann erteilt, wenn gesetzli-

che Mindestanforderungen erfüllt sind und 

der Betreiber als zuverlässig gilt. 

Anmeldepflicht für Prostituierte 

Darüber hinaus müssen Prostituierte ihre Tä-

tigkeit persönlich anmelden, unabhängig da-

von, ob sie regelmäßig oder nur gelegentlich 

ihre Dienstleistung anbieten. Die Anmeldebe-

scheinigung ist zwei Jahre gültig. Vorausset-

zung für eine Anmeldung ist eine jährliche per-

sönliche gesundheitliche Beratung. So erhal-

ten vor allem Prostituierte, die für einen Zuhäl-

ter arbeiten, Gelegenheit zu einem vertrauli-

chen Gespräch außerhalb ihres Milieus ς in 

München melden sich derzeit Prostituierte be-

reits freiwillig bei der Polizei an.  

Besserer Schutz für Prostituierte 
unter 21 Jahren 

Um Prostituierte unter 21 Jah-

ren besser schützen zu können 

und ihnen häufigeren Zugang 

zu Unterstützungsangeboten 

zu verschaffen, sind für sie kür-

zere Anmelde- und Beratungs-

intervalle vorgesehen. 

Julia Obermeier MdB: αIch 

hätte mir ein Mindestalter von 21 Jahren ge-

wünscht. Gerade in diesen jungen Jahren kön-

nen viele Mädchen die Tragweite ihrer Tätig-

keit in der Prostitution nicht abschätzen. Lei-

der war die SPD dazu nicht bereit.ά 

Herabwürdigende Angebote wie Flatrate-Bor-

delle oder Gang-Bang-Partys werden verbo-

ten. Gestärkt wird das Selbstbestimmungs-

recht der Prostituierten: Zuhältern ist es künf-

tig verboten zu bestimmen, ob, auf welche 

Weise und wie oft sexuelle Handlungen vor-

genommen werden. Außerdem wird es künf-

tig bundesweit eine Kondompflicht geben. Sie 

soll Prostituierten helfen, gegenüber ihren Zu-

hältern und Freiern auf geschützten Sexualver-

kehr zu bestehen. In Bayern ist dies bereits 

durch die bayerische Hygieneverordnung ge-

setzlich festgeschrieben. 

Julia Obermeier MdB: αDie 

allerwenigstens Frauen ar-

beiten freiwillig und selbst-

bestimmt in dieser Branche. 

Viele kommen aus dem Aus-

land, sprechen kaum Deutsch oder sind Anal-

phabeten. Deshalb ist das Prostituierten-

schutzgesetz ein weiterer wichtiger Schritt, 

um Zwangsprostitution in Deutschland zu be-

kämpfenΗά   
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Meine Rede ging zu Protokoll. Sie können Sie hier nachlesen: Protokolltext 

 

Prinzip des Förderns und Forderns hat sich durchgesetzt 
Integrationsgesetz kommt

Das Integrationsgesetz ist auf dem Weg: Der 

Deutsche Bundestag hat in erster Lesung dar-

über beraten. Fördern und Fordern ist dabei 

oberstes Prinzip. Denn Integration ist Ver-

pflichtung für alle, die hier leben wollen. Mit 

uns, nicht neben oder gar gegen uns. 

Julia Obermeier MdB: αMit dem Integrations-

gesetz schaffen wir einen neuen Rahmen für 

Integration in Deutschland. Es ist richtig und 

notwendig, dass wir von den Migranten und 

Flüchtlingen Integrationsleistungen einfor-

dern.ά 

Insbesondere die geplante Wohnsitzauflage 

für anerkannte Flüchtlinge ς eine wesentliche 

Forderung der CSU-Landesgruppe ς ist ein 

sehr wichtiger Baustein, damit in unseren 

Metropolregionen keine sozialen Brenn-

punkte entstehen und Integration gelingen 

kann. Viele Flüchtlinge wollen in die Groß-

städte, besonders München stellt einen gro-

ßen Anziehungspunkt dar. 

 

Julia Obermeier: α5ŜǊ ²ƻƘƴǳƴƎǎƳŀǊƪǘ ƛƴ 

München ist bereits für die hier lebende Be-

völkerung äußerst angespannt. Es darf hier 

nicht Ȋǳ ±ŜǊǘŜƛƭƪŅƳǇŦŜƴ ƪƻƳƳŜƴΦά 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bundeswehr: Mehr Mitbestimmung ς Mehr Attraktivität

Es gibt mehrere Formen der Mitbestimmung 

von Soldatinnen und Soldaten. Eine davon ist 

die Beteiligung über Personalräte und Ver-

trauenspersonen. Die entsprechenden gesetz-

lichen Rahmenbedingungen haben wir diese 

Woche im Deutschen Bundestag modernisiert. 

Dies war notwendig, da die Bundeswehr sich in 

den vergangenen Jahren enorm verändert hat. 

Es werden nun in den neuen militärischen Or-

ganisationsbereichen Personalräte eingerich-

tet und die Soldatenbeteiligung in den Aus-

landseinsätzen gestärkt. Zudem werden die 

Befugnisse der Vertrauenspersonen ausge-

weitet. Ein modernes Soldatenbeteiligungs-

recht steigert die Attraktivität der Bundes-

wehr als Arbeitgeber. Denn Attraktivität heißt 

auch, Menschen ernst zu nehmen. Es werden 

sich mehr gut qualifizierte und selbstbe-

wusste junge Menschen für eine Karriere bei 

der Bundeswehr entscheiden, wenn sie wis-

sen: Ihre Stimme wird gehört und sie dringen 

mit berechtigten Beschwerden oder auch in-

novativen Anregungen zu den Verantwortli-

chen durch.   

Das sieht der Gesetzentwurf unter anderem vor: 

ü Leistungskürzungen bei Verletzung von Mitwir-

kungspflichten und bei Ablehnung und Abbruch 

von Integrationsmaßnahmen. 
 

ü Eine dauerhafte Niederlassungserlaubnis soll 

grundsätzlich erst nach fünf Jahren bei Erfüllung 

bestimmter Integrationsleistungen erteilt werden. 
 

ü Anerkannte Flüchtlinge sind verpflichtet, in dem 

Bundesland ihren Wohnsitz zu nehmen, dem sie 

nach Königsteiner Schlüssel zugeteilt sind. Die Län-

der können ihnen dann einen bestimmten Woh-

nort zuweisen. 
 

ü Flüchtlinge mit guter Bleibeperspektive erhalten 

eine gezielte Förderung der Berufsausbildung. Die 

Vorrangprüfung bei Asylbewerbern und Gedulde-

ten wird befristet für drei Jahre ausgesetzt und da-

mit auch die Tätigkeit in Leiharbeit ermöglicht. 

http://www.julia-obermeier.de/wp-content/uploads/2016/06/Soldatenbeteiligungsgesetz.pdf
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Bundestag wertet Verbrechen an Armeniern als Völkermord 
Fraktionsübergreifende Resolution verabschiedet 

Der Bundestag wertet die systematischen Ver-

brechen an Armeniern und anderen christli-

chen Minderheiten in den Jahren 1915 und 

1916 als Völkermord.  

Einen entspre-

chenden Antrag 

der Fraktionen 

von CDU/CSU, 

SPD und Grünen, 

der den Begriff 

α±ǀƭƪŜǊƳƻǊŘά 

gleich in der Über-

schrift verwendet, 

verabschiedete 

das Parlament mit 

überwältigender 

Mehrheit. Darin 

bedauert der Bun-

destag auch die 

unrühmliche Rolle 

des Deutschen Reiches, das als militärischer 

Hauptverbündeter des Osmanischen Reiches 

eine Mitverantwortung an der organisierten 

Vertreibung und Vernichtung der Armenier 

trug. Es wurde jedoch betont, dass es nicht da-

rum gehe, die heutige Türkei auf die Anklage-

bank zu setzen. Vielmehr wolle der Bundestag 

daran mitwirken, den Versöhnungsprozess 

zwischen der Türkei und Armenien wieder an-

zustoßen. 

Aufarbeitung als Grundlage für Versöhnung 

Im Antrag heißt es, das Schicksal der Armenier 

stehe αōŜƛǎǇƛŜƭƘŀŦǘ ŦǸǊ ŘƛŜ DŜǎŎƘƛŎƘǘŜ ŘŜǊ aŀǎπ

senvernichtungen, der ethnischen Säuberun-

gen, der Vertreibungen, ja der Völkermorde, 

von denen das 20. Jahrhundert auf so schreck-

ƭƛŎƘŜ ²ŜƛǎŜ ƎŜȊŜƛŎƘƴŜǘ ƛǎǘά. Gerade die eigene 

historische Erfahrung Deutschlands zeige, wie 

schwierig es für eine Gesellschaft sei, die dunk-

len Kapitel der eigenen Vergangenheit aufzu-

arbeiten. Eine ehrliche Aufarbeitung sei aber 

Grundlage für Versöhnung. 

Wir Deutsche wis-

sen sehr genau, 

wie schwierig die 

Aussöhnung mit 

den Nachbarn ist, 

denen man so 

großes Leid zuge-

fügt hat. In den 

vergangenen Jah-

ren hat es durch-

aus Initiativen für 

Fortschritte bei 

der Aussöhnung 

zwischen Türken 

und Armeniern ge-

geben. Deutsch-

land möchte diese Bemühungen unterstüt-

zen. 

 

Julia Obermeier MdB: 

α9ǎ ƛǎǘ ǊƛŎƘǘƛƎ ǳƴŘ ǿƛŎƘπ

tig, die Dinge beim Na-

men zu nennen. Die Ver-

brechen gegen die ar-

menische Bevölkerung 

und weitere christliche 

Minderheiten vor über 100 Jahren waren ein 

Völkermord. Die Reaktionen Erdogans auf die 

Resolution zeigen, welch Geistes Kind er ist! 

Die Bedrohungen und Beleidigungen gegen-

über dem Deutschen Parlament durch die tür-

ƪƛǎŎƘŜ wŜƎƛŜǊǳƴƎ ǎƛƴŘ ƛƴŀƪȊŜǇǘŀōŜƭΦά 

  

Das Völkermord-Denkmal αZizernakaberdά in der armenischen Haupt-

stadt Eriwan.  
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Jugend und Parlament 
Großes Planspiel für Jungendliche 

Vom 4. bis 7. Juni fand im Bundestag wieder 

die Veranstaltung αWǳƎŜƴŘ ǳƴŘ tŀǊƭŀƳŜƴǘά 

statt. 315 Jugendliche aus 

dem gesamten Bundesgebiet, 

die von Mitgliedern des Bun-

destages nominiert wurden, 

stellten in einem Planspiel das 

parlamentarische Verfahren 

nach. Die Teilnehmer über-

nahmen für vier Tage die Rol-

len von Abgeordneten und 

haben dabei vier Gesetzesini-

tiativen simuliert. 

Münchner Stefan Karius war 

dabei 

Die Münchner CSU-Bundes-

tagsabgeordnete Julia Ober-

meier MdB schickte den 17-

Jährigen Stefan Karius aus 

Allach ins Rennen. 

Julia Obermeier MdB: α9ǎ ŦǊŜǳǘ ƳƛŎƘΣ Řŀǎǎ ǿƛǊ 

ƛƳ ½ǳƎŜ ŘŜǊ ±ŜǊŀƴǎǘŀƭǘǳƴƎ ΰWǳƎŜƴŘ ǳƴŘ tŀǊƭŀπ

ƳŜƴǘΨ ǳƴǎŜǊŜ ǇŀǊƭŀƳŜƴǘŀǊƛǎŎƘŜ !ǊōŜƛǘ ŘŜƴ Wǳπ

geƴŘƭƛŎƘŜƴ ƴŅƘŜǊōǊƛƴƎŜƴ ƪǀƴƴŜƴΦά  

Die Teilnehmer debattierten über vier Geset-

zesentwürfe: Festschreibung von Deutsch als 

Landessprache im Grundgesetz, Einführung 

bundesweiter Volksabstimmungen, Auswei-

tung der Beteiligung deutscher Streitkräfte an 

einer EU-geführten Militäroperation im fikti-

ven Staat Sahelien sowie Verbesserung des 

Tierschutzes in der Landwirtschaft.  

Wirklichkeitsnahe Bedingungen 

Die Jugendlichen im Alter von 16 bis 20 Jahren 

lernten dabei die Arbeit der Abgeordneten 

kennen ς in Landesgruppen, Fraktionen, Ar-

beitsgruppen und Ausschüssen.  

Bei der abschließenden Debatte im Plenarsaal 

sind 48 Redner aus allen Spielfraktionen ans 

Pult getreten und haben da-

bei versucht, Mehrheiten 

für ihre politischen Anliegen 

zu gewinnen. Vollbesetzte 

Besuchertribünen sorgten 

dabei für wirklichkeitsnahe 

Bedingungen. 

α¢ǊƻǘȊ ƳŜƛƴŜǊ ȊŀƘƭǊŜƛŎƘŜƴ 

Reden im Deutschen Bun-

destag ist es auch für mich 

immer wieder etwas Be-

sonderes an das Rednerpult 

im Plenarsaal des Deut-

schen Bundestages zu tre-

ten. Die besondere Bedeu-

tung dieses Ortes haben si-

cher auch die Jugendlichen 

ōŜƛ ƛƘǊŜƴ wŜŘŜƴ ƎŜǎǇǸǊǘΦά, so 

die Bundestagsabgeordnete Julia Obermeier. 

Im Anschluss an die Simulation diskutierten 

die Teilnehmer mit Vertretern der Bundes-

tagsfraktionen, wie realitätsgetreu αWǳƎŜƴŘ 

und ParƭŀƳŜƴǘά die parlamentarische Arbeit 

abbildet. 

Der Münchner Teilnehmer Stefan Karius be-

schreibt seine Eindrücke aus Berlin wie folgt: 

αLŎƘ ƘŀōŜ ƛƴǘŜǊŜǎǎŀƴǘŜ 9ƛƴōƭƛŎƪŜ ƛƴ ŘƛŜ ƪƻƳπ

plexe Arbeit eines Mandatsträgers erhalten. 

Es ist schon etwas Besonderes im Plenarsaal, 

in Fraktions- sowie den Ausschusssälen ς also 

den Orten wo auch im realen Leben die Ge-

schichte unseres Landes gelenkt wird ς zu sit-

zen und das Gesetzgebungsverfahren nachzu-

ǎǇƛŜƭŜƴΦά  

Teilnehmer Stefan Karius zusammen mit 

Julia Obermeier MdB 
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Mobile Bürgersprechstunde 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

hōŜǊƳŜƴȊƛƴƎŜǊ {ǇŜƴŘŜƴƭŀǳŦ α{ƘƻŜп!ŦǊƛŎŀά 

  

Einen Pressebericht über den Spendenlauf finden Sie hier: http://bit.ly/1WDrbQj 


